
gierung sich keinen Augenblick täuschte. Ihr galt die Kom­
munistenhetze nur als Einleitung zum Reaktionskreuzzug 
gegen die liberale Bourgeoisie, und die Bourgeoisie selbst 
stählte die Hauptwaffe dieser Reaktion, die politische 
Polizei, durch die Verurteilung der Arbeitervertreter und 
die Freisprechung von Hinckeldey-Stieber.“

Und weiter:
„Der Kommunistenprozeß zu Köln selbst brandmarkt die 

Ohnmacht der Staatsmacht in ihrem Kampf gegen die ge­
sellschaftliche Entwicklung. Der königlich preußische 
Staatsanwalt begründete die Schuld der Angeklagten 
schließlich damit, daß sie die staatsgefährlichen Prinzipien 
des Kommunistischen Manifestes heimlich verbreiteten. Und 
werden trotzdem dieselben Prinzipien zwanzig Jahre später 
nicht in Deutschland auf offener Straße verkündet? Er­
schallen sie nicht selbst von der Tribüne des Reichstags ? 
Haben sie in der Gestalt des Programms der Internatio­

nalen Arbeiterassoziation nicht die Reise um die Welt ge­
macht, allen Regierungs-Steckbriefen zum Trotz? Die Ge­
sellschaft findet nun einmal nicht ihr Gleichgewicht, bis sie 
sich um die Sonne der Arbeit dreht.“

Wenn heute, 100 Jahre nach dem Kölner Kom­
munistenprozeß, die Bundesregierung Adenauer das 
Jubiläum des Prozesses auf ihre Weise durch den An­
trag an das Bundesverfassungsgericht, die Kom­
munistische Partei Deutschlands für verfassungswidrig 
zu erklären, zu feiern beabsichtigt, mag sie sich auf 
die letzten Sätze der „Enthüllungen“ von Marx be­
sinnen :

„Jena! . . . das ist das letzte Wort für eine Regierung, 
die solcher Mittel zum Bestehen und für eine Gesellschaft, 
die solch einer Regierung zum Schutze bedarf. Das ist das 
letzte Wort des Kölner Kommunistenprozesses . . . Jena!“

Von der theoretischen Konferenz in Leipzig*)
in

Die staatlichen Verwaltungsakte im Lichte der Lehre Stalins von Basis und überbau
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I
Die Arbeiten Stalins über den Marxismus in der 

Sprachwissenschaft stellen eine meisterhafte Weiter­
entwicklung des Marxismus-Leninismus dar. Die in 
ihnen aufgeworfenen und gelösten Fragen sind nicht 
nur für die Sprachwissenschaft, sondern darüber hinaus 
für alle Zweige der Wissenschaft von weittragender 
Bedeutung; so insbesondere auch für die Staats- und 
Rechtswissenschaft. Für sie ist vor allem die von Stalin 
so prägnant herausgearbeitete Charakteristik von Basis 
und Überbau der entscheidende Ansatzpunkt, von dem 
aus erst die große Rolle des Staates und Rechts und 
die Tragweite der einzelnen grundlegenden juristischen 
Fragen richtig erkannt werden können.

Von hier aus erkennen wir ganz klar den Klassen­
charakter der jeweiligen staats- und rechtswissenschaft­
lichen Anschauungen sowie des jeweiligen Staates und 
Rechtssystems und führen damit einen vernichtenden 
Schlag gegen die unwissenschaftlichen Zwecktheorien 
vom sogenannten „neutralen Staat“ oder gegen solche 
Auffassungen der juristischen Apologeten des kapita­
listischen Systems, die behaupten, daß der Zweck des 
Rechts in ihm selbst läge.

Aufgabe der Vertreter der einzelnen Fachrichtungen 
innerhalb der Staats- und Rechtswissenschaft muß es 
sein, die konkreten juristischen Probleme ihres jewei­
ligen Fachgebietes im Lichte der Lehre Stalins von 
Easis und Überbau eingehend zu analysieren und damit 
entscheidend zur Klärung dieser Frage beizutragen. 
Bekanntlich ist es gerade eine der wichtigsten Schluß­
folgerungen, die wir aus den Arbeiten Stalins über 
den Marxismus in der Sprachwissenschaft zu ziehen 
haben, die spezifischen Besonderheiten der einzelnen 
gesellschaftlichen Erscheinungen eingehend zu studieren.

Daher möchte ich im folgenden kurz auf eine der 
zentralen Fragen des Verwaltungsrechts, auf die Akte 
der staatlichen Verwaltung, eingehen und Wesen und 
Aufgaben des Verwaltungsaktes im Lichte der Stalin- 
schen Lehre von Basis und Überbau näher unter­
suchen.

II
Das Rechtsinstitut des staatlichen Verwaltungsaktes 

ist mit der Herausbildung des bürgerlichen Staates und 
Rechtes entstanden. Ganz deutlich ist dies im Lande 
der klassischen bürgerlichen Revolution, in Frankreich, 
zu erkennen. Während es dort vor der Revolution von 
1789 ein Rechtsinstitut des Verwaltungsaktes nicht gab, 
wurde es bald nach der Revolution zu einer zentralen 
Figur in der französischen Rechtswissenschaft, Gerichts­
praxis und Gesetzgebung.

Durch die bürgerliche Revolution in Frankreich 
wurde das feudal-absolutistische System beseitigt und

*) Mit der Arbeit von H.-U. Hochbaum setzen wir den in NJ 
1952, S. 56 ff. begonnenen Abdruck von Diskussionsbeiträgen 
der theoretischen Konferenz in Leipzig fort.

die Herrschaft der Bourgeoisie errichtet. Im Schoße des 
Feudalismus hatten sich die kapitalistischen Produk­
tionsverhältnisse entwickelt, hatte sich die Bourgeoisie 
zur ökonomisch stärksten Klasse entwickelt, die nun­
mehr durch die Revolution auch zur herrschenden 
Klasse im Staate wurde. Die kapitalistische Basis er­
hielt den ihr entsprechenden Überbau in Gestalt der 
bürgerlichen politischen, juristischen, religiösen, künst­
lerischen und philosophischen Anschauungen sowie des 
bürgerlichen Staates und Rechtes und der anderen bür­
gerlichen Institutionen. Stalin lehrt uns dazu:

„Der überbau wird von der Basis hervorgebracht, aber 
das bedeutet keineswegs, daß er die Basis lediglich wider­
spiegelt, daß er passiv, neutral, gleichgültig ist gegenüber 
dem Schicksal seiner Basis, dem Schicksal seiner Klassen, 
dem Charakter der Gesellschaftsordnung. Im Gegenteil, 
einmal auf die Welt gekommen, wird er zu einer gewaltigen 
Kraft, trägt er aktiv dazu bei, daß seine Basis ihre be­
stimmte Form anmmmt und sich festigt, trifft er alle Maß­
nahmen, um der neuen Gesellschaftsordnung zu helfen, der 
alten Basis und den alten Klassen den Rest zu geben, und 
sie zu beseitigen.“!)

Die Bourgeoisie schuf sich ihren, der kapitalistischen 
Basis dienenden Staat, indem sie den feudal-absolu­
tistischen Staatsapparat nicht zerschlug, sondern ihn in 
veränderter Form übernahm. Sie konnte den alten 
Staatsapparat übernehmen, da dieser ebenso wie der 
von ihr geschaffene bürgerliche Staat Produktionsver­
hältnisse der Ausbeutung zu schützen und zu festigen 
hatte.

In seinem klassischen Werk „Zu den Fragen des Le­
ninismus“ erklärt Stalin:

„Die bürgerliche Revolution beschränkt sich darauf, die 
Herrschaft einer Ausbeutergruppe durch die einer anderen 
Ausbeutergruppe zu ersetzen und bedarf deshalb nicht der 
Zertrümmerung der alten Staatsmaschine. “2)

Die Veränderungen, die die Bourgeoisie im Staats­
apparat vornahm, bestanden in einer sachlichen Tren­
nung der Staatstätigkeit in Gesetzgebung, Verwaltung 
und Justiz, wobei sie auf Grund der Lehre Montes­
quieu’s von der Gewaltenteilung zur Verschleierung 
ihrer Klassenherrschaft vorgab, die einheitliche, in den 
Händen der Bourgeoisie befindliche Staatsgewalt in 
drei selbständige Teil zerlegt zu haben. Diese soge­
nannte Teilung der Gewalten in gesetzgebende, aus­
führende und richterliche Gewalt ermöglichte der Bour­
geoisie die Ausnutzung des weiterhin vornehmlich mit 
feudalen Kräften besetzten Verwaltungsapparates für 
ihre Klassenzwecke, indem sie die Verwaltung mittels 
des Grundsatzes der „Gesetzmäßigkeit der Verwal­
tung“ an die Gesetze des bürgerlichen Parlaments und 
damit an ihren Klassenwillen band und außerdem 
auf gerichtlichem Wege darüber wachte, daß die soge­
nannte „Freiheitssphäre des Bürgers“ nicht unberech­
tigt beeinträchtigt wurde. Die Bourgeoisie stand vor 
der Aufgabe, den stark mit feudalen Kräften besetzten 
Verwaltungsapparat ihrem Klassenwillen dienstbar zu

1) Stalin, Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissen­
schaft, Berlin 1951, Dietz Verlag, S. 6.

2) Stalin, Fragen des Leninismus, Moskau 1947, S. 140.
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